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GESUNDHEITSWESEN, VETERINÄRWESEN,  
GESUNDHEITLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ 

Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum Schutz vor der Geflügelpest; 
Allgemeinverfügung zur Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen in einem festgelegten Gebiet zu präventiven 
Zwecken

Das Landratsamt Rosenheim erlässt auf Grund von § 13 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-
Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665) i .V.m. § 38 Abs. 11 und § 6 
Abs. 1 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2018 (BGBl. I S. 
1938) ist folgende

Allgemeinverfügung: 

1.  Für alle privaten und gewerblichen Tierhalter, die Geflügel im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 der Geflügelpest-Verordnung 
(hierunter fallen: Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse, die in 
Gefangenschaft aufgezogen oder gehalten werden) in einem HPAI Risikogebiet im Kreisgebiet des Landkreises  
Rosenheim halten, wird eine Aufstallung des Geflügels angeordnet. 

2. Als Risikogebiete im Sinne der Ziffer 1. dieser Allgemeinverfügung gelten alle Flächen, die im Umkreis von 500m um 
größere Gewässer gelegen sind. Die im Einzelnen betroffenen Flächen ergeben sich aus der beiliegenden Karte im 
Anhang. Diese ist insoweit verbindlicher Bestandteil dieser Verfügung.  

Alle von dieser Allgemeinverfügung betroffenen Geflügelhalter, die dem Staatlichen Veterinäramt Rosenheim bekannt 
sind, werden schriftlich über ihre Lage im HPAI Risikogebiet und die Pflicht zur Aufstallung informiert. 

In Zweifelsfällen entscheidet das Staatliche Veterinäramt Rosenheim auf Anfrage über die Zugehörigkeit einzelner Flä-
chen zu einem Risikogebiet. Bis über die Zugehörigkeit im Einzelfall entschieden wurde, ist das betroffene Geflügel im 
Zweifelsfall gemäß den Vorgaben der Ziffer 1. aufzustallen.  

3.  Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1. bis 3. des Tenors getroffenen Regelungen wird gemäß § 80 Abs. 2 
Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

4.  Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben. 

Hinweise: 

• Nach § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hühner, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhühnern, Truthüh-
nern, Wachteln oder Laufvögeln verpflichtet, dies der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe des 
Namens, der Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich gehaltene Tiere, ihrer  
Nutzungsart und ihres Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart mitzuteilen. 

• Ordnungswidrig i .S.  des § 64 der Geflügelpest-Verordnung, § 46 ViehVerkV und § 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können 
mit Geldbuße geahndet werden.  

• Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur Früherkennung im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-
Verordnung an den Landesuntersuchungseinrichtungen sind kostenfrei.  

• Die Bestimmungen der Allgemeinverfügung Az.: 611-5651-2-6 vom 02.02.2021 gelten unverändert fort.  

Begründung: 

I. 

Das gegenwärtige HPAI-Geschehen in Bayern und Deutschland ist weiterhin hoch-dynamisch. In Bayern sind über die Lan-
desfläche verteilt – bislang – 23 Fälle von HPAI bei Wildvögeln sowie 3 Fälle bei Hausgeflügel amtlich festgestellt worden.  
Die bisherigen Fundorte HPAI-positiver Wildvögel liegen zu einem weitaus überwiegenden Teil in HPAI-Risikogebieten. Vor 
diesem Hintergrund und einer steigenden Prävalenz des Virus in der Wildvogelpopulation in Bayern, kommt das Bayerische 
Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) in seiner aktuellen Risikobewertung für das Auftreten von 
HPAIV in Bayern vom 03.03.2021 zu dem Ergebnis, dass insbesondere für Geflügelhaltungen in HPAI-Risikogebieten ein 
besonders hohes Risiko für den unmittelbaren oder mittelbaren Eintrag von HPAI über Wasservögel besteht. 
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II. 

Das Landratsamt Rosenheim ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. 
Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig.  

Zu Ziffer 1: 

Die Anordnung der Aufstallung nach Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung stützt sich auf § 13 Abs. 1 der Geflügelpest-Verord-
nung in Verbindung mit § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 Nr. 11a TierGesG. Danach ordnet die zuständige Behörde auf Grundlage 
einer Risikobewertung nach Maßgabe von § 13 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung zur Vermeidung der Einschleppung oder 
Verschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel die Aufstallung des Geflügels an. 
Durch die amtliche Feststellung des Ausbruches der Geflügelpest bei Wildvögeln in einer Vielzahl von Bundesländern sowie 
auch im Freistaat Bayern ist die Erforderlichkeit der Aufstallung von Geflügel zur Vermeidung der Einschleppung oder Ver-
schleppung der Geflügelpest durch Wildvögel im Sinne des §13 Abs. 1 der Geflügelpest-Verordnung gegeben. Dies wird in 
der aktuellen Einschätzung des Bayerischen Landesamtes für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL)) vom 
03.03.2021 bestätigt. In der Risikobewertung nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung sind die örtlichen Gege-
benheiten einschließlich der Nähe zu einem Gebiet, in dem sich wildlebende Wat- und Wasservögel sammeln, rasten oder 
brüten, zu berücksichtigen. 

Das Infektionsrisiko in Bezug auf ganz Bayern wird derzeit nach wie vor als hoch angesehen. Weitere Geflügelpestausbrü-
che bei Wildvögeln und Hausgeflügel sind zu befürchten.  
Da von den bisherigen Fundorten HPAIV-positiver Wildvögel ca. drei Viertel in unmittelbarer Nähe zu Gewässern (in  
AI-Risikogebieten, entsprechend TSN 500m-Pufferung um Wasserflächen bzw. Fließgewässer) lagen, muss für Geflügel-
haltungen in diesen Bereichen eine besonders große Gefahr für den Eintrag von HPAI direkt oder indirekt über Wasservögel 
angenommen werden. Geeignete Maßnahmen zur Sicherung der Geflügelhaltungen sind erforderlich.  
Die effektivste Maßnahme zum vorbeugenden Schutz der Nutzgeflügelbestände ist, neben einer erhöhten Betriebshygiene, 
besonders in den definierten Risikogebieten die Aufstallung von Nutzgeflügel zur Verhinderung des Kontaktes mit Wildvö-
geln.  
Die Aufstallung von Geflügel in HPAI Risikogebieten ist nach fachlicher Ansicht geboten, um ein Übergreifen der Geflügel-
pest auf Nutzgeflügelbestände zu verhindern und damit die tierische Erzeugung (Eier und Geflügelfleisch) von hochwertigen 
Lebensmitteln nicht zu gefährden. Diese Entscheidung erfolgte nach Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens. Da im 
Kreisgebiet des Landkreises Rosenheim bislang kein Ausbruch der Geflügelpest nachgewiesen wurde, ist eine Begrenzung 
der Aufstallungsanordnung auf HPAI Risikogebiete unter fachlichen Gesichtspunkten ausreichend.  

Die Maßnahme ist geeignet, den Zweck, die Verhinderung einer Infektion von Hausgeflügel mit HPAI zu erreichen. Die 
Aufstallung in Risikogebieten ist erforderlich, da kein anderes, milderes Mittel zur Verfügung steht, welches zur Zweckerrei-
chung gleichermaßen geeignet ist. Insbesondere die mit Allgemeinverfügung vom 02.02.2021 verfügten Schutzmaßnahmen 
sind nicht länger ausreichend.  

Die Anordnung ist auch angemessen, da die wirtschaftlichen Nachteile, welche die betroffenen Tierhalter durch die Aufstal-
lung erleiden, im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der durch einen einzigen Geflügelpestausbruch für die 
gesamte Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft entstehen kann, nachrangig sind. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse 
an der Aufstallung die privaten Interessen der betroffenen Tierhalter. Die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel erfolgt 
vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Ma-
terialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung. Unter der Vielzahl von in Betracht kommenden 
Faktoren sind auch Wildvögel als Eintragsquelle zu berücksichtigen. Virushaltige Ausscheidungen von Wildvögeln können 
jederzeit z.B. Oberflächengewässer, Futtermittel und Einstreu bei im Auslauf gehaltenen Geflügel mit Influenzaviren, die für 
das Geflügel pathogen sind, kontaminieren. Die in Nr. 1 der Verfügung genannte Aufstallung ist geeignet, das Risiko derar-
tiger Übertragungswege zu minimieren. 

Zu Ziffer 2:  

Die HPAI Risikogebiete ergeben sich aus der im Anhang beigefügten Karte. Diese wurde unter fachlichen Gesichtspunkten 
vom Staatlichen Veterinäramt Rosenheim erstellt. Die dem Veterinäramt Rosenheim bekannten Betriebe erhalten eine 
schriftliche Information über ihre Lage im Risikogebiet. Sollten bezüglich der Zugehörigkeit einzelner Flächen oder Betriebe 
zu einem der Risikogebiete im Einzelfall Zweifel bestehen, erfolgt eine Einzelfalleinschätzung durch das das Staatliche Ve-
terinäramt Rosenheim unter fachlichen Gesichtspunkten.  

Zu Ziffer 3:  

Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Ziffern 1.- 3. dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Satz 1 Abs. 2 
Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei der aviären Influenza HPAI um eine hochansteckende und leicht übertragbare 
Tierseuche handelt, deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen 
einhergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche 
Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung zur Prävention der 
Seucheneinschleppung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen 
Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung einer eventuellen Klage.
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Zu Ziffer 4: 

Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntmachung zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 
4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt 
werden. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer 
Bekanntmachung im Sonderamtsblatt des Landkreises Rosenheim als bekannt gegeben gilt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München 
Postfachanschrift: 80005 München, Postfach 20 05 43 

Hausanschrift: 80335 München, Bayerstr. 30 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die 
Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkun-
gen! 

- Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen sind der Internetpräsenz der Bayerischen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebühr fällig. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 12.03.2021 

gez. 

Mascher 
Regierungsrätin  611-5651-2-6 
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Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); 
Wöchentliche Bekanntmachung der Zahl an Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwoh-
ner innerhalb von sieben Tagen 

Bekanntmachung  

Als zuständige Kreisverwaltungsbehörde gibt das Landratsamt Rosenheim hiermit den tagesaktuellen Inzidenzwert von 
79,98 Neuinfektionen je 100.000 Einwohner mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 innerhalb von sieben Tagen im Kreisgebiet 
des Landkreises Rosenheim bekannt.  

Aus diesem Wert ergeben sich für die Kalenderwoche 13 (15.03. - 21.03.2021) folgende Rechtsfolgen:  

1. Schulunterricht 

Es findet Präsenzunterricht, soweit dabei der Mindestabstand von 1,5 m durchgehend und zuverlässig eingehalten 
werden kann, oder Wechselunterricht statt. 

2. Kinderbetreuung 

Der Betrieb von Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, Ferientagesbetreuung und organisierten Spiel-
gruppen für Kinder muss in festen Gruppen erfolgen (eingeschränkter Regelbetrieb). 

Begründung: 

Tagesaktuell liegt die Inzidenzzahl an wöchentlichen Neuansteckungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100.000 
Einwohner im Kreisgebiet des Landkreises Rosenheim bei 79,98 und damit zwischen 50 und 100.  

Gemäß § 18 Abs. 1 Satz 4 bzw. § 19 Abs. 1 S. 3 der 12. BayIfSMV haben die zuständigen Kreisverwaltungsbehörden jeweils 
am Freitag jeder Woche die für den betreffenden Landkreis oder die kreisfreie Stadt maßgebliche Inzidenzeinstufung zu 
veröffentlichen. 

Die oben genannten Rechtsfolgen für den Schulunterricht und die Kinderbetreuungseinrichtungen ergeben sich aus § 18 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 bzw. § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der 12. BayIfSMV.  

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 12.03.2021 

gez. 

Mascher 
Regierungsrätin 611-5304-1-39 
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